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Dritte Durchführungsbestimmung* 
zur Verordnung 

über Melde- und Entschädigungspflicht 
bei Berufskrankheiten 

vom 7. Juli 1971
Auf Grund des § 7 der Verordnung vom 14. Novem­

ber 1957 über Melde- und Entschädigungspflieht bei 
Berufskrankheiten (GBl. 11958 S. 1; Ber. S. 114) in der 
Fassung der Verordnung vom 5. Dezember 1963 über 
die Änderung gesetzlicher Bestimmungen auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung (GBl. II 1964 S. 14) und 
des §43 des Gesetzes- vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — 
(GBl. I S. 101) in Verbindung mit der Anpassungsver­
ordnung vom 13. Juni 1968 (GBl. H S. 363) wird im 
Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen­
tralen Staatsorgane und in Übereinstimmung mit dem 
Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerkschafts­
bundes folgendes bestimmt:

§ 1
Die laufende Nummer 17 der Liste der Berufskrank­

heiten (Anlage zu § 1 der Verordnung vom 14. Novem­
ber 1957 über Melde- und Entschädigungspflicht bei 
Berufskrankheiten) erhält folgende Fassung:

„17 Erkrankungen durch ionisierende Strahlung“.

* 2. DB vom 18. September 1968 (GBl. n Nr. 102 S. 821)

Zu §4 der Verordnung:

§ 2

(1) Alle ärztlichen und betrieblichen Anzeigen über 
das Vorliegen oder den Verdacht einer Berufskrank­
heit nach Nummer 17 der Liste der Berufskrankhei­
ten sind von den Bezirksinspektionen Gesundheits­
schutz in den Betrieben an die Staatliche Zentrale 
für Strahlenschutz, Bereich Strahlenschutzmedizin, 
weiterzuleiten, die die Bearbeitung und Begutachtung, 
sowie erforderlichenfalls Oberbegutachtung, veranlaßt.

(2) Die Staatliche Zentrale für Strahlenschutz leitet 
den zuständigen Bezirksinspektionen Gesundheits­
schutz in den Betrieben die Gutachten mit ihrer ab­
schließenden Stellungnahme zu.

(3) Bei einer erforderlichen Oberbegutachtung werden 
die Obergutachten von der Obergutachtenkommission 
für berufliche Erkrankungen durch ionisierende Strah­
lung bei der Staatlichen Zentrale für Strahlenschutz be­
stätigt.

(4) Die gemäß Abs. 3 bestätigten Obergutachten 
werden zur abschließenden • Dokumentation der Ober­
gutachtenkommission Berufskrankheiten beim Deut­
schen Zentralinstitut für Arbeitsmedizin übermittelt, 
die den Vorgang an die Bezirksinspektionen Gesund­
heitsschutz in den Betrieben weiterleitet.


